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Vortrag an den Ministerrat

Bericht liber den Start der Verhandlungen fiir eine neue Art. 15a B-VG

Vereinbarung iiber die Elementarpadagogik

Die aktuelle Art. 15a B-VG Vereinbarung tber die Elementarpadagogik fiir die
Kindergartenjahre 2018/19 bis 2021/22 lauft Ende August 2022 ab. Mit dieser Bund-Ldnder-
Vereinbarung, die eine ,3-in-1-Vereinbarung” darstellt, da sie die Bereiche Ausbau von
Kinderbildungs- und -betreuungsplatzen, friihe sprachliche Forderung und Besuchspflicht im
letzten Kindergartenjahr vor Schuleintritt erstmalig vereint, konnten trotz Pandemie

wesentliche Verbesserungen im Bereich der Elementarpadagogik erzielt werden.

So wurde im Bereich der frilhen sprachlichen Férderung ein einheitliches
Sprachstandsfeststellungsinstrument sowie ein Ubergabeblatt fiir jedes Kind als Weitergabe
der Information zu seinem Sprachférderbedarf an die Schule flaichendeckend verankert und
verbindlichen padagogische Grundlagendokumente eingefiihrt. Ebenso wurde eine
verstarkte Qualifikation des sprachfordernden Personals vorgesehen und dariiber hinaus ein

Mindestmal’ an Fort- und Weiterbildungstagen festgelegt.

Im Bereich des Ausbaus wurde der Fokus intensiv auf die Altersgruppe der unter
Dreijahrigen gelegt, um das Barcelona-Ziel von 33% zu erreichen. Dazu wurden Investitionen
fir zusatzliche Platze sowie flexiblere Angebote durch Tageseltern mitfinanziert. Im Segment
der 3- bis 6-Jdhrigen wurde auf eine Verlingerung der Offnungszeiten gesetzt, um die

Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu unterstitzten.

Erstmals wurden Zielzustiande definiert, um die eingesetzten finanziellen Zweckzuschiisse
starker Qutput-orientiert zu evaluieren und MaRnahmen im Rahmen dieser Vereinbarung

wirkungsorientiert zu gestalten.

Es zeigt sich, dass seit Beginn der Kostenbeteiligung des Bundes immense Erfolge beim
Ausbau der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen erzielt werden konnten. So hat

sich Betreuungsquote bei unter 3-Jahrigen von 14 % auf 29,9 % mehr als verdoppelt. Bei den



3- bis 6-Jahrigen ist sie von 86,6 % auf 93,8 % gestiegen. Seit Beginn der Kostenbeteiligung

wurden rund 82.000 Platze geschaffen, davon rund 44.000 fir Kleinkinder unter 3 Jahren.

Diesen Weg gilt es weiter zu beschreiten.

Um rechtzeitig eine Nachfolgeregelung vorlegen zu kdnnen, sollen im Herbst 2021 mit den

Landern Verhandlungen zu einer Fortsetzung und Verbesserung der bestehenden

Vereinbarung im Sinne des Regierungsprogrammes unter Beriicksichtigung folgender

Eckpunkte unternommen werden:

Geplante Grundsatze der Vereinbarung

Eine wesentliche Erh6hung des Zweckzuschusses im Sinne des
Regierungsprogramms

Festlegung klarer Forder- und Abrechnungskriterien

Beibehaltung der Kofinanzierungsquote von 52,5% durch die Bundeslander bei
Ausbau und friher sprachlicher Forderung

Beibehaltung der Besuchspflicht im letzten Kindergartenjahr vor Eintritt in die Schule
und des Bundeszuschusses in der Hohe von 70 Mio. Euro sowie Analyse zu den
fehlenden 6% der Kinder im vorletzten Kindergartenjahr vor Schuleintritt und
mogliche MaRnahmen, um diese betroffenen Kinder zu erreichen

Ein klarer Verteilungsschlissel, insbesondere auch unter Berlicksichtigung
Empfehlungen des Rechnungshofs sowie Verteilung der budgetaren Mittel nach
Abzug der Mittel fir die Besuchspflicht entsprechend den bisherigen
Mindestprozentsatzen

Erweiterung und Konkretisierung der Zielzustande sowie Prifung ihrer verstarkten

Gultigkeit

Qualitdt der Elementarpadagogik

Prifung der Etablierung von einheitlichen Qualitatsmindeststandards in elementaren
Bildungseinrichtungen

Prifung der Vereinheitlichung von Qualitdtsstandards im Bereich der
Personalentwicklung sowie bei der Aus-, Fort- und Weiterbildung von padagogischem

und Assistenzpersonal

Bereich Ausbau der Kinderbildungs- und -betreuungsangebote
Fokus auf Verldngerung und Flexibilisierung der Offnungszeiten

Schaffung von Platzen fir unter Dreijahrige in elementaren Bildungseinrichtungen



IV.  Bereich friihe sprachliche Forderung
e Einheitliches Forderkonzept fiir frithe sprachliche Forderung durch Vereinigung der
etablierten neun Landerkonzepte
e Transparente Kriterien fir die Zuteilung von Ressourcen sowie die verpflichtende
Qualifizierung entsprechend dem Lehrgang fiir die friihe sprachliche Férderung aller

Elementarpdadagoginnen und Elementarpadagogen

Mit dieser MalBnahme allfillig verbundene budgetadre Auswirkungen haben im geltenden

BFRG bzw. in den geltenden Budgetansatzen des Ressorts ihre Bedeckung zu finden.

Wir stellen daher den

Antrag,

die Bundesregierung wolle den Bericht iber den Beginn der Verhandlungen fiir eine neue
Art. 15a B-VG Vereinbarung liber die Elementarpdadagogik zur Kenntnis nehmen.

5. Oktober 2021

Univ.-Prof. Dr. Heinz Fallmann MMag. Dr. Susanne Raab
Bundesminister Bundesministerin



	Bericht über den Start der Verhandlungen für eine neue Art. 15a B-VG Vereinbarung über die Elementarpädagogik 

